
die Grundsätze der Gerechtigkeit oder höherwertige 
Verfassungsnoi'men verstoßen würde.“12 13 14 * * 17 

3 Es verstößt also gegen die Gerechtigkeit und gegen das 
Bonner Grundgesetz, die Blutrichter ohne Versorgung 
aus ihrem Amt zu entfernen. „
Vom Rechtsausschuß des Bundestages wie vom Bundes­
tag selbst werden die Blutrichter und -Staatsanwälte 
bedauernd als Menschen bezeichnet, „die schicksalhaft 
in Gefahren verwickelt wurden, die ihre Kräfte über- 
stiegen“1-1. Nach der mit Zustimmung aller Bundestags­
abgeordneten angenommenen Entschließung zum Rich­
tergesetz11 sind die Verbrechen der Blutrichter und 
Blutstaatsanwälte nur „Verfehlungen der nationalsozia­
listischen Z e i t . . .  Wegen ihrer möglichen Verstrickung 
in Geschehnisse der Vergangenheit“ soll ihnen die Mög­
lichkeit eröffnet werden, „sich selber zu entschließen, 
aus dem Dienst auszuscheiden“Ir>.
Die großbürgerliche Hamburger Zeitung „Die Welt“ 
schrieb: „Wenn die aus ihrer Tätigkeit vor 1945 be­
lasteten Richter in der Form aus dem Amt ausgeschal­
tet werden, wie der Bundestag es beabsichtigt, so wird 
ein erstaunlich nobler und sicherlich auch wirkungs­
voller Weg gefunden, eine Hypothek der Vergangenheit 

, abzutragen.“,(i Weil die Öffentlichkeit nicht auf einem 
„noblen“, sondern auf einem konsequenten Weg be­
steht, mußte das Suchen nach einem „ehrenvollen“ Ab­
gang für die Blutrichter und Blutstaatsanwälte bis zum 
letzten Augenblick geheim vor sich gehen. Der Vor­
sitzende des Rechtsausschusses des Bundestages hat am
14. Juni 1961 offenbart, daß über diese Frage zwei Jahre 
lang in vertraulichen Sitzungen der Rechtsausschüsse 
des Bundestages und des Bundesrates beraten worden 
ist1'. Nur zu genau wissen diese Herren, daß ihre heim­
tückischen Pläne den Protest aller gerecht denkenden 
Menschen hervorrufen. Deshalb handelten sie heimlich.

Das Privileg der Unabsetzbarkeit •_ 
und der Druck auf Richter und Hilfsrichter
„Das Richtergesetz soll einen neuen Anfang machen“, 
versicherte der Bundestag in seiner Entschlie­
ßung. Von einem neuen Anfang spricht im allgemeinen, 
wer das Alte überwunden hat. Bonn aber hat die Ver­
gangenheit nie bewältigen wollen.
Sechzehn Jahre lang wurde darauf hingewirkt, die 
westdeutsche Justiz immer brauchbarer für die Verfol­
gung und Niederschlagung jeder demokratischen Re­
gung zu machen. Sechzehn Jahre lang hat die Blut­
richtergeneration innerhalb des westdeutschen Justiz­
apparates das Ihrige dazu getan, damit diese Justiz 
durch ihre terroristische Rechtsprechung gegen die 
Kräfte des Friedens, durch das Verbot der KPD und 
durch die Liquidierung demokratischer Organisationen 
die Aufrüstung und die Aggressionsvorbereitungen 
innenpolitisch sicherte. Sechzehn Jahre lang ist der 
juristische Nachwuchs in diesem.Sinne ausgebildet und 
herangezogen worden. Wie nachgewiesen wurde, hat 
Bonn diese Justiz eben durch das Richtergesetz gegen 
eine Säuberung von den Blutrichtern abgeschirmt. Was 
für ein neuer Anfang kann denn angesichts des Ver­
bleibens der verbrecherischen Kräfte in der westdeut­
schen Justiz wie im gesamten westdeutschen Staats­
apparat gemeint sein? Doch nur der Anfang einer 
Periode bedingungsloser Anpassung der Rechtsprechung 
nunmehr an die beabsichtigte Notstandsdiktatur. Für 
diesen Zweck regelt das Richtergesetz die Bindung der 
Richter an den klerikal-militaristischen Staat und ihre 
Ausstattung mit berufsständischen Privilegien.

12 Arndt, Das Richtergesetz, Deutsche Richterzeitung 1961, 
Nr. 7, S. 193.
13 Entschließung des Bundestages zum Richtergesetz, Deutsche 
Richterzeitung 1961, Nr. 7, S. 197.
14 Auch der Bundesrat stimmte der Entschließung am 30. Juni 
1961 zu. Vgl. Das Parlament vom 12. Juli 1961, s. 10.
13 vgl. Entschließung des Bundestages zum Richtergesetz, 
a. a. O.
10 Die Welt vom 16. Juni 1961.

17 vgl. Bundestagsprotokoll, 162. Sitzung vom 14. Juni 1961,
S. 9379.

So unbedingte Berechtigung die liberale Forderung nach 
Unabsetzbarkeit und Unversetzbarkeit der Richter in 
der Mitte des vorigen Jahrhunderts hatte, als die Er- 
nerinung der Richter ausschließlich in den Händen der 
Feudalklasse lag, so reaktionär ist sie im bürgerlichen 
Staat als Waffe gegen die um Demokratie kämpfenden 
Volksmassen. Wenn die Regierung des bürgerlichen 
Staates ihre Richter auf Lebenszeit ernennt, so vergibt 
sie dieses Privileg nicht, um eine persönliche Unab­
hängigkeit des Richters von der im Staat herrschenden 
Ausbeuterklasse zu schaffen, sondern um ihn vom 
Volk zu isolieren. Die Einsetzung auf Lebenszeit ist das 
Mittel, mit dem der kapitalistische Staat die ohnehin 
durch Herkommen und Ausbildung mit der Bourgeoisie 
verbundenen Richter endgültig auf die Seite der Unter­
drücker zieht. Hauptsächlich mittels der Unabsetzbar­
keit fälscht der bürgerliche Staat die Unabhängigkeit 
der Richter vom Volk in die Unabhängigkeit von an­
derer Staatsgewalt um. Über die Ernennung der Richter 
erwirkt die Bourgeoisie das verbindliche Gesicht ihrer 
Justiz gegenüber der Reaktion und die drakonische 
Anwendung der Gesetze gegen die demokratischen 
Kräfte. Wilhelm P i e c k  sagte über die Unabhängig­
keit: „Unabhängig sind die Richter von jedem Ver­
ständnis für das soziale Elend, aus dem die Kämpfe 
der Arbeiterschaft hervorgehen. Verständnis haben sie 
für die konterrevolutionären Verbrechen der Rechts­
verbände. Sie fühlen sich seelisch und geistig mit die­
sen Verbrechern verbunden und haben alle Möglich­
keiten der Entschuldigung zur Hand.“18

Übrigens ist die in § 10 des Richtergesetzes erwähnte 
Ernennung auf Lebenszeit ein schon vom Richtergesetz 
selbst oft durchbrochener Grundsatz. Abgesehen von 
den Ausnahmen, daß die lebenslängliche Ernennung 
unter bestimmten Bedingungen zurückgenommen oder 
auf Lebenszeit ernannte Richter unter bestimmten Be­
dingungen entlassen werden können, enthält das Rich­
tergesetz eine Einrichtung, durch die einem großen Teil 
der Richter auch dem Gesetzeswortlaut nach keine 
Unabsetzbarkeit und Unversetzbarkeit gewährt wird: 
die Ernennung von Hilfsrichtern19. Langjährige Probe­
zeiten als Hilfsrichter gewährleisten, daß der bürger­
liche Staat das Risiko der Ernennung auf Lebenszeit 
nur eingeht, wenn er sich ihrer Gesinnung als Verteidi­
ger reaktionärer Interessen sicher ist.
Am 1. Januar 1959 waren von 11 502 Richtern in der 
Bundesrepublik 1227 auf Probe tätig; das ist ein Neun­
tel der Gesamtzahl20. Unter 11 609 Richtern befanden 
sich am 1. Januar 1961 fast ein Zehntel, nämlich 
1140 Hilfsrichter21. Während der Richtergesetzentwurf 
aus dem Jahre 1958 (§ 25 Abs. 3) die Zahl der Hilfs­
richter mit 20 Prozent begrenzt wissen wollte, enthält 
das Gesetz keine Einschränkungen mehr. Erst nach 
einer mehrjährigen, vom Vorbereitungsdienst unab­
hängigen Bewährung (sie kann für Gerichtsassessoren 
bis zu sechs Jahren und für Richter kraft Auftrags bis 
zu zwei Jahren betragen), in der sie ihre Zuverlässig­
keit im Dienste des Bonner Regimes unter Beweis zu 
stellen haben, werden sie zu Richtern auf Lebenszeit 
ernannt. Bis dahin können Richter auf Probe in den 
ersten zwei Jahren zum Ende jeden Halbjahres der 
Probezeit, später zum Ende des dritten und des vierten 
Probejahres entlassen werden, wenn sie für das Richter­
amt nicht geeignet. sind oder wenn ein Richterwahl­
ausschuß ihre Übernahme in das Richterverhältnis auf 
Lebenszeit ablehnt. Ferner ist die Entlassung bei Dis-

18 w. Pieck, Reden und Aufsätze, Bd. IV, Berlin 1956, S. 353.
19 Zu Hilfsrichtern zählen Richter auf Probe und Richter kraft 
Auftrags. Beide Richterverhältnisse sind Vorstufen für den 
Eintritt in ein Richterverhältnis auf Lebenszeit. Das Richter­
verhältnis auf Probe eröffnet den allgemeinen Eintritt in den 
Richterdienst für den Juristen, der die Befähigung zum 
Richteramt erworben hat. Zu Richtern kraft Auftrags wer­
den Beamte auf Lebenszeit und auf Zeit ernannt, die aus 
dem Dienst der Exekutive in ein Richteramt auf Lebenszeit 
übertreten wollen.
20 vgl. Wagner, Der Richter, Karlsruhe 1959, S. 126, 131 u. 144.
21 vgl. Deutsche Richterzeitung 1961, Nr. 5, S. 159.
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